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UNTERBROCHEN
In der vergangenen Handelswoche
hat der weltweite Aktienmarkt deut-
lich an Schwung verloren. Diese Ent-
wicklung resultiert aus den neuesten
Inflationsdaten, die global einen An-
stieg der Inflation zeigen. Darauf hin

stiegen die Renditen der 10-jährigen
Staatsanleihen in den USA auf über
1,5% und auch die deutsche 10-jäh-
rige Staatsanleihe konnte einen Ren-
diteanstieg auf -0,26% verzeichnen.
Diese Bewegung resultiert aus der
Annahme, dass durch eine gestiegene
Inflation die Notenbanken die Zin-
sen anheben könnten, um einen zu
großen Inflationsanstieg zu verhin-
dern. Gleichzeitig würden die Noten-
banken aber auch die im Umlauf be-
findliche Geldmenge und die Anlei-
hekäufe reduzieren.
Daher machte sich Furcht im Aktien-
markt breit, dass durch mögliche
Handlungen der EZB die Aktien-
märkte abrutschen könnten. Sowohl
die EZB als auch die FED machten
in verschiedenen Ansprachen und
Interviews in der letzten Woche
deutlich, dass sie weiterhin alles tun
werden, um einen Zinsanstieg zu ver-
hindern. Sie versuchten so, die
Märkte zu beruhigen und von über-
eilten Handlungen abzuhalten.

USA: US-HILFSPAKET NIMMT
FORM AN
Der neue US-Präsident Joe Biden
hat gleich zu Beginn seiner Amtszeit
versprochen, alles Mögliche zu tun,
um den Bürgern seines Landes durch
die Pandemie zu helfen.
Daher schlug er ein Maßnahmenpa-
ket in Höhe von 1,9 Bio. US-Dollar
vor. Dieses Paket hat bereits vor sei-
ner Abstimmung am vergangenen
Freitag für viel Diskussion in beiden
Parteien gesorgt. Da die US-Wirt-
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: −2,08%
Jahresende: 13.718 Aktuell: 13.598

Aktuell: 1,2077

(01.02.2021 / 11:49 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: −1,19%
Jahresende: 1,2225
(01.02.2021 / 11:51 Uhr)

haft nach neuesten Zahlen deutlich
esser durch das 4. Quartal 2020 ge-
ommen ist und auch die Inflation
icht gestiegen ist, halten viele Repub-

kaner die Höhe des Pakets für über-
ieben und die Maßnahmen zu unfo-

ussiert.
m vergangenen Freitag nun wurde
as Paket mit einer knappen Mehrheit
on 219 zu 212 Abgeordneten vom US-
epräsentantenhaus gebilligt und hat

die erste Hürde genommen. Es geht
un in den Senat, in dem die Demo-
raten die entscheidende Abstimmung
is zum 14. März anstreben. An diesem
atum laufen viele Unterstützungs-

ahlungen aus.

PAC: BÖRSENGANG MIT EINEM
EEREN UNTERNEHMENSMANTEL

den USA ist der Special Purpose
cquisition Company (SPAC) seit ei-
igen Jahren das begehrteste Mittel
r einen Börsengang. Bei diesem
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: –2,04%
Jahresende: 30.606 Aktuell: 29.982
(29.01.2021 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: – 0,54%

(29.01.2021 / Börsenschluss)

onstrukt legt ein meist prominenter
vestor einen leeren Unternehmens-
antel auf, an dem sich Anleger be-
iligen und Anteile über die Börse

rwerben können. In einem Zeitraum
on 12–24 Monaten nach Auflage
uss der Investor nun ein zur Über-

ahme geeignetes junges Unterneh-
en finden, das er für zukunftsfähig

nd erfolgreich hält. Dieses junge
nternehmen wird dann von der lee-
n Unternehmenshülle übernommen

nd ist somit automatisch an der
örse notiert.
urch diesen „Umweg“ fällt die Büro-

ratie für einen klassischen Börsen-
ang, in Verbindung mit allen Unab-
ägbarkeiten, für das junge Unter-
ehmen weg. Anleger haben aller-
ings das Risiko, dass das übernom-
ene Unternehmen doch nicht

rfolgreich ist und sie somit Kursver-
ste bis zu einem Totalausfall erlei-

en.
V O N T H O M A S B E R E N Z

My home is my castle. Dieses bekannte
Sprichwort sagt viel über den ideellen
Wert des Wohnens aus. Wohnen, das heißt
nicht nur ein Dach über dem Kopf zu
haben, einen Schutz des eigenen Lebens
und des materiellen Besitzes vor äußeren
Witterungserscheinungen. Eine Wohnung
bietet Privatsphäre, Raum für die engsten
sozialen Kontakte und ist der Rückzugs-
ort, der in einer umtriebigen Leistungsge-
sellschaft Ruhe und Erholung ermöglicht.
Wohnraum ist in vielfacher Hinsicht ein
wertvolles Gut. Entsprechend wird es auf
den Wohnungsmärkten gehandelt. Mit der
Nachfrage nach Wohnraum steigen bereits
seit Jahren die Wohnkosten, nicht nur in
den Zentren prosperierender Ballungs-
räume. Adäquaten, bezahlbaren Wohn-
raum zu finden, ist für viele Haushalte, bis
hinein in die Mittelschicht, ein großes
Problem. Vor einem Jahr zog das Land
Berlin die Notbremse und führte den Mie-
tendeckel ein. Bereits jetzt zeigt sich: Der
Erfolg ist mäßig, die Schlupflöcher, um
Regelungen zu umgehen oder Ausnahmen
zu nutzen, groß. Auch die Wohnraumof-
fensive von Bund, Ländern und Kommu-
nen zeigt in ihrer Bilanz, neben ersten
positiven Ergebnissen, noch viel Luft nach
oben. Eine schnelle Lösung für einen ge-
rechten Wohnungsmarkt gibt es nicht.
Aber Ansätze, die als längerfristige Hand-
lungsoptionen verstärkt in den Blick ge-
nommen werden sollten. Nur zwei davon
seien hier genannt. Seit Jahren schrumpft
das Angebot von Sozialwohnungen. Jedes
Jahr fallen 60 000 Wohnungen aus der
zeitlich begrenzten Sozialbindung und
werden dann normal am Markt vermietet.
Demgegenüber werden jährlich nur rund
25 000 neue Sozialwohnungen fertigge-
stellt.

„Eigentum verpflichtet!“

Daher braucht es nicht nur ein klares Pro-
gramm für die Förderung des sozialen
Wohnungsbaus. Auch muss geprüft wer-
den, welche Alternativen es für die bishe-
rige, zeitlich befristete Sozialbindung ge-
ben kann, damit durch staatliche Förder-
mittel nicht nur eine kaum nachhaltige,
soziale Zwischennutzung von Mietobjek-
ten erkauft wird. Die Lage auf den Woh-
nungsmärkten zu entschärfen, muss aber
nicht allein eine allgemeine, sozialpoliti-
sche Aufgabe bleiben. Auch auf persön-
licher Ebene, ganz im Sinne des Grund-
satzes „Eigentum verpflichtet“, gibt es
Möglichkeiten, einen Beitrag zu leisten.
Wer etwa im Besitz von unbebauten
Grundstücken ist, sollte prüfen, ob diese
nicht zur Bebauung freigegeben werden
können. Ferner könnten sich Eigentümer,
insbesondere ältere Menschen, kritisch
fragen, ob die Größe der selbstgenutzten
Immobilie den Lebensumständen noch an-
gemessen ist oder ob ein Umzug in eine
kleinere Immobilie nicht auch Vorteile für
die eigene Lebensqualität bedeuten würde.
Für solche Fälle sollte der Staat Anreize
schaffen, die letztlich erfolgreicher wären,
als zu stark regulierende Eingriffe in das
Marktgeschehen.

Dipl. theol. Thomas Berenz, Leiter
Arbeitsbereich Erwachsenen- und Fa-
milienbildung im Bischöflichen Gene-
ralvikariat Trier. Foto: privat.
Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der KSZ.
Auf Estlands Wirtschaftswunder folgt ein Digitalisierungswunder. Sogar ge-
wählt wird heute digital. Foto: Imago Images
Warum Deutschland von Estlands Digitalisierung lernen kann V O N F L O R I A N H A R T L E B

D
eutschland ist das Land der Dich-
ter und Denker. Das dritte „D“,
Digitalisierung, könnte in einen
harmonischen, fast logischen

Dreiklang münden. Zumindest lauten die
Wunschträume dergestalt. Wir hören sie bei
jedem Zukunftskongress. Schließlich sind
Zeitgeist, Modernität und Fortschrittsglaube

Woher also der ständige Verweis auf den
ehemaligen Ostblockstaat, der wider Willen
Teil der Sowjetunion war und 1991, ohne Ka-
pital und Infrastruktur, unabhängig wurde?
Das kleine Estland, mit 1,3 Millionen Men-
schen weniger Einwohner als München und
der Fläche von Niedersachsen, ist in der
jüngsten Pisa-Studie auf Platz eins in Europa.
Marktüberblick

untrennbar mit kundenorientierten digitalen
Lösungen verbunden – nicht nur für die Wirt-
schaft, die neue Geschäftsmodelle erschließt.
Längst ist das Thema bei der Frage, wie eine
zeitgemäße Staatlichkeit aussehen soll, ange-
kommen. An Absichtserklärungen fehlt es da-
bei nicht: „Deutschland digital“ ist zu einem
Schlagwort geworden, das zumindest in Sonn-
tagsreden mehr und mehr an Fahrt gewinnt.

Wer die Situation hingegen realiter be-
leuchtet, erkennt Bedenkenträgerei und Be-
harrung – und ein drittes „B“, nämlich Besorg-
nis. Auf das Wirtschaftswunder ist Jahrzehnte
später kein Digitalisierungswunder gefolgt.
Vielmehr herrscht eine seltsam übergreifende
Stagnation, die sich gerade in den Bereichen
„Bildung und Gesundheit“ durchzieht. Das
zeigt sich gerade jetzt, in Zeiten der Co-
vid-19-Pandemie. Fax und Bleistift statt
Daten. Funktionierende Modelle entdeckt,
wer über den nationalen Tellerrand hinaus-
schaut, den Blick über die Grenzen wagt.
Längst richtet sich der Blick nicht mehr nur
nach Silicon Valley, sondern gen Osten und
Norden. Gerade Estland wird oftmals als digi-
taler Trendsetter angesehen und durch Bran-
ding und Positionierung von Seiten der Politik
als Leuchtturm betrachtet.
Im Land wurde Skype erfunden, der Staat ist
vollständig digitalisiert. Man fing vor einer
Generation an, den Alltag der Menschen zu
vereinfachen. Die estnischen e-services fun-
gieren damit in den Bereichen e-government,
Bildung und Gesundheit als vielbeachtete
Rollenmodelle. Es ist möglich, den elektroni-
schen Personalausweis und zwei weitere han-
dybasierte eID-Lösungen zusammen für etwa
750 Online-Dienste von öffentlicher Verwal-
tung, Privatwirtschaft und Gesundheitssektor
zu nutzen. Als die Schulen in Estland Mitte
März 2020 schließen mussten, war das Land
für den digitalen Fernunterricht gut gerüstet.
Bereits seit 1999 hatte die estnische Regie-
rung die Digitalisierung der Bildungseinrich-
tungen konsequent vorangetrieben.

B
is zur Coronakrise gaben sich Dele-
gationen aus Deutschland buch-
stäblich die Klinke in die Hand. Für
hochrangige deutsche Delegatio-

nen hatte die Fahrt nach Estland also längst
den Kultstatus einer Pilgerreise – vergleichbar
mit der Bedeutung, die Lourdes für Katholi-
ken hat. Doch nach der kurzen Euphorie stellt
sich die Frage, was denn überhaupt umsetzbar
ist und nachhaltig angelegt werden kann? Der
Autor lebt selbst seit April 2014 in der estni-
schen Hauptstadt Tallinn und nimmt den di-
gitalen Staat auch als Bewohner wahr. Die
Vorteile im praktischen und täglichen Leben
sind mit den Händen zu greifen und zu spü-
ren, weit über den Internetzugang hinausge-
hend. Zum Beispiel bei der Geburt eines Kin-
des: Das Krankenhaus meldet den Nachwuchs
sofort bei den Behörden an. Damit einher geht
die Anmeldung bei der Krankenversicherung
sowie die Registrierung von Sozialleistungen
wie Kindergeld und weitere Zuschüsse. Die
Eltern des Neugeborenen werden in einer
E-Mail darüber informiert, auf welche Leis-
tungen sie Anspruch haben. Die Nachricht
brauchen sie nur noch zu bestätigen, die An-
tragstellung bei den Behörden, die bisher nach
der Geburt nötig war, entfällt. Mein Sohn
wurde im Januar 2017 geboren. Er hat eine
estnische und eine deutsche Staatsbürger-
schaft. Erstere wurde sofort registriert – er ist
quasi Teil der digitalen Datenstraße mit einer
Nummer, die er sein ganzes Leben lang behält.
Kosten entstehen nicht. Um die deutsche zu
bekommen, war ein bürokratischer Akt not-
wendig: deutsche Botschaft, Ausfindigmachen
des zuständigen Landratsamtes et cetera und
die dafür zu leistenden Verwaltungsgebühren.
Insgesamt hat das ganze Prozedere fast drei
Monate gedauert und über 200 Euro gekos-
tet. Als später die Impfungen fällig wurden, ist
alles Teil des Online-Systems. In Deutschland
vertraut man nach wie vor der Papierform –
was in beiden Ländern Unverständnis hervor-
rief. Fast ist man versucht zu sagen: analog
versus digital. E-Rezept, elektronische Patien-
tenakten und ein nationales Gesundheitspor-
tal gehören längst zum Alltag der estnischen
Bevölkerung. Wenn Esten nach Deutschland
reisen, fühlen sie sich wie vor 20 Jahren. Wer
hierzulande E-government-Programme auf-
setzt, gebraucht gerne „Mythen“ wie techno-
logische Unausweichlichkeit, neue und besse-
re Regierung, rationale Informationsplanung
sowie die Einbindung des mündigen Bürgers.
Was Letzteres angeht, lässt sich über neue
Partizipationsansätze, etwa e-voting diskutie-
ren. Inwiefern erfüllen sie das Ideal der „offe-
nen Gesellschaft“ im Sinne von Karl Popper?
Der Bürger wird dann nicht lediglich als Kon-
sument oder Kunde betrachtet, sondern als
mündiger Staatsbürger, der sich mit den tech-
nologischen Entwicklungen besser in das de-
mokratische System einbringen kann.
Dr. Florian Hartleb ist Politikwissen-
schaftler und -berater und lebt seit
2014 in Tallinn.


